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teriridischer Durchgangsb ahnhof treten, der üb er
insgesamt 2 x 3 3 Kilometer Tunnelröhren im prob-
lematischen Stuttgarter Untergrund erreicht wer-
den soll . D adurch, so sieht e s die Planung vor, wer-
den der Flughafen und das Messegelände an den
Fernverkehr ange schlo ssen . Rekordverdächtig
sind ab er auch die Ko sten des Proj ekts . Von anfangs
2 , 5 Milliarden für den Tiefb ahnhof sind sie auf 4 , 1
Milliarden ho chge schnellt, die Ko sten für die Neu-
b au strecke wegen extrem schwieriger Tunnelb au-
ten durch die Schwäbische Alb von 2 , 1 auf 2 , 9 Milli-
arden Euro . Die Fachleute rechnen längst mit min-
destens 1 0 Milliarden Euro für das gesamte Proj ekt.
D a die öffentlichen Kassen leer sind und auch die
B ahn kein Geld hat, mu ss das Vorhab en schuldenfi-
nanziert werden, was die Summe , die der Steuer-
zahler letztlich schultern muss, noch einmal ver-
doppelt. Die B auzeit soll 1 0 Jahre b etragen . D o ch
auch hier sagen die Fachleute aufgrund der Erfah-
rungen mit derartigen Proj ekten müsse eher mit 1 5
bis 2 0 Jahren gerechnet werden .

Die B etreib er b ehaupten, die Anbindung Stutt-
garts an das Fernverkehrsnetz mit der Magistrale
Paris-B ratislava sei leb enswichtig für die aufstre-
b ende Industrieregion rund um Stuttgart. Die frei-
werdenden Gleisflächen stünden für die B eb au-
ung zur Verfügung. Ein neuer Stadtteil werde ent-
stehen . D as sei ein unschätzb arer Vorteil für die
durch ihre Lage im Talkessel beengte Stadt. Die Kri-
tiker halten dagegen, der Tiefb ahnhof und die Neu-
b au strecke auf der gegenwärtig geplanten Trasse
hätten mehr Nachteile als Vorteile . Er schaffe ein
Nadelöhr im B ahnverkehr, statt eine s zu b e seitigen .
D arin werden sie von der großen Mehrheit der
Fachleute unterstützt. Diese plädieren für die Er-
tüchtigung des B ahnhofs und der Gleisanlagen
und präsentieren ihren Alternativentwurf zu S 2 1
(Stuttgart 2 1 ) unter dem Kürzel K 2 1 (Kopfb ahn-
hof 2 1 ) . Sie argumentieren, der ehemalige Güter-
b ahnhof und Teile des Gleisvorfelds stünden heute
b ereits als B auland zur Verfügung . Aufgrund der
horrenden Grundstückspreise könnten dort ab er
nur Großb auten realisiert werden, die innerstädti-
sche Wüsten schüfen und die Stadtökologie nach-
haltig b eeinträchtigten, ganz zu schweigen vom
B aulärm sowie der Feinstaub- und Verkehrsb elas-
tung während der B auzeit. Last not least verschlin-
ge S 2 1 die Milliarden, die anderswo weit dringen-
der für die Renovierung de s Gleisnetzes gebraucht
würden .

Wolfgang Sternstein

»Bei Abriss Aufstand«
Stuttgart 2 1 : Die Schwaben proben die Revolution

ie kann die Umge staltung de s B ahnhofs der
Lande shauptstadt Stuttgart einen derarti-

gen Aufstand au slö sen?« , so mag sich mancher Zeit-
geno sse fragen und sich verwundert die Augen rei-
ben . Sind das noch die fleißigen, streb samen und
kreuzbraven Schwab en, die B aden-Württemb erg
zum »Musterländle« der Republik gemacht hab en?
Gibt e s denn wirklich keine wichtigeren Themen?

E s geht nur vordergründig um den B ahnhof
und die 60 Kilometer lange Neub austrecke von
Wendlingen nach Ulm . E s geht vielmehr um D emo-
kratie und gute Regierung, denn j e länger der Kon-
flikt andauert, de sto mehr »Vetterleswirtschaft« ,
Kungelei und Filz kommen ans Licht. E s ist eine zor-
nige Bürgerschaft, die sich da lautstark mit Triller-
pfeifen, Vuvuzelas , Sirenen und Ko chtöpfen Gehör
verschafft und sich in langen D emonstrationszü-
gen durch die Stuttgarter Innenstadt wälzt. Unge-
wöhnlich an die sem Protest ist die Mischung au s
Zorn und Heiterkeit, Erbitterung und Volksfest-
stimmung. Sie äußert sich in einer Vielzahl von ein-
fallsreichen, witzigen Transp arenten, Plakaten,
Luftb allons und Verkleidungen . B emerkenswert
ist die breite Verankerung des Widerstands in der
B evölkerung . Alle Gesellschaftsschichten und Al-
tersgruppen sind vertreten, von den Dreij ährigen
bis zu Rollator schiebenden Urgroßvätern und
-müttern .

B evor ich j edo ch auf die Protestformen im Ein-
zelnen eingehe , ein Blick auf den Anlass dieses »ge-
waltfreien Aufstands« in der b aden-württembergi-
schen Metropole , der allmählich auch die b enach-
b arten Landesteile erfasst. Er b eschäftigt mittler-
weile nicht nur das Land , sondern auch die Repub-
lik und wird sogar im Ausland wahrgenommen .

Um was geht e s? Die Materie ist so komplex und
der Streit der Experten so heftig, dass ein Laie sich
nur schwer ein Bild vom Sinn o der Unsinn des Pro-
j ekts machen kann . D arum seien hier einige stritti-
ge Punkte erwähnt.

D as Proj ekt

Von Anbeginn war »Stuttgart 2 1 « , wie das B auvor-
hab en eine s Tiefb ahnhofs in Verbindung mit der
Neub au strecke Wendlingen-Ulm genannt wird , ein
Proj ekt der Superlative . Hier sollte die größte B au-
stelle Europ as entstehen, um »D as neue Herz Euro-
p as« (Reklame spruch der B etreib er) zu schaffen .
An die Stelle des 1 6-gleisigen Kopfb ahnhofs wird ,
wenn e s nach ihrem Willen geht, ein 8-gleisiger un-
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Die emotionalen Werte

D as alles erklärt freilich nicht den Aufruhr in der
Stadt, denn Großproj ekte von fragwürdigem Nut-
zen, die Milliarden Euro verschlingen, gibt e s viele .
Was die Bürgerinnen und Bürger der Stadt auf die
B arrikaden treibt, sind die gegenwärtigen und un-
mittelb ar b evorstehenden massiven Eingriffe in ih-
re Lebensqualität. Sie hab en b ereits den Zentralen
Omnibusb ahnhof (ZOB) verloren, der bisher di-
rekt neben dem B ahnhof lag. Er wurde vom Zent-
rum an die Peripherie der Stadt verlegt. D es weite-
ren verlieren sie den Parkplatz an der Nordseite des
B ahnhofs , der für Auto- und Taxifahrer sehr wich-
tig ist, um B ahnkunden zum Zug zu bringen o der
abzuholen . Für den Neub au müssen die b eiden Sei-
tenflügel des B ahnhofs , eines B audenkmals von ho-
hem Rang, abgerissen werden . D as tut den Stuttgar-
tern be sonders weh , denn der Krieg hat nur wenige
B audenkmale übrig gelassen . D azu gehört der
Hauptb ahnhof als ein Wahrzeichen der Stadt, mit
dem sie sich identifizieren . D er Abriss de s Nordflü-
gels hinterließ eine Wunde im Stadtbild , die so
rasch nicht heilen wird . D er Abriss de s doppelt so
langen Südflügels steht nun bevor sowie die Abhol-
zung von 2 8 0 zweihundertj ährigen mächtigen
Parkb äumen im Zentrum der Stadt. Sie sollen einer
1 2 Meter tiefen B augrub e weichen . Hinzu kommt
die Gefährdung der Mineralquellen in B ad C ann-
statt infolge der Grundwasserab senkung, die
durch ein komplizierte s und technisch no ch nicht
erprobtes » Grundwassermanagement« vermieden
werden soll .

Zur Geschichte des Proj ekts

Ursprünglich handelte e s sich bei Stuttgart 2 1 nicht
um ein B ahnproj ekt, sondern um ein Immobilien-
proj ekt. Zu B eginn der 1 9 9 0er Jahre b erauschten
sich Politiker und Manager an Großproj ekten . In
Frankfurt, Stuttgart und München sollten die B ahn-
höfe unter die Erde verlegt werden, um Raum für
die B eb auung der frei werdenden Gleisanlagen zu
schaffen . Frankfurt und München gab en die Idee
schon b ald als unwirtschaftlich auf. Lediglich Stutt-
gart blieb dab ei, angeführt von einer Ko alition aus
vier Schwaben ñ auch Sp ätzle s-Connection ge-
nannt ñ, dem B ahnchef Heinz Dürr, dem Bunde s-
verkehrsminister Matthias Wissmann, Ministerprä-
sident Erwin Teufel und Ob erbürgermeister Man-
fred Rommel . Sie erhofften sich durch das Proj ekt
einen kräftigen Impuls für die Stadtentwicklung.
D en sp arsamen Schwab en wurde versichert: »E s
ko schtet nix« , da sich das Proj ekt durch den Ver-
kauf der Gleisgrundstücke finanzieren lasse . D er
politische Wille , das Proj ekt gegen alle Widerstän-
de durchzu setzen, stand am Anfang und b e stimmt
das Ge schehen bis heute . E s wird durchregiert, von
oben nach unten, statt, wie e s in der D emokratie ei-
gentlich sein sollte , von unten nach ob en . Nach 1 5

Jahren verzweifelten Kampfe s einer Minderheit ge-
gen die große Mehrheit in den Regierungen und
Parlamenten von Stadt, Land und Bund hab en wir
heute eine Situation, die ein Journalist einmal plas-
tisch mit den Worten be schrieb : In Stuttgart rasen
zwei Züge aufeinander zu , deren Zusammenprall
kaum no ch zu vermeiden ist. D er eine »Zug« wird
von den B etreib ern mit dem Segen der Politiker
von CDU, FDP und SPD und mit Unterstützung der
Medien gebildet, der andere »Zug« aus der Mehr-
heit der Bürger in Stadt und Land , organisiert in ei-
nem Aktionsbündnis aus Naturschutzverb änden,
Bündnisgrünen und Linksp artei, unterstützt von
namhaften B ahnexperten sowie zahlreichen Kul-
turschaffenden, .

Gewaltfreiheit

B eeindruckend ist die klare Festlegung der B ewe-
gung auf die gewaltfreie Aktion, einschließlich di-
verser Formen de s zivilen Ungehorsams . Sie hat ih-
ren Niederschlag im »Aktionskonsens« der Park-
schützer gefunden, der lautet: »Stuttgart 2 1 steht
dem Willen und dem Interesse der B evölkerung
entgegen . D eshalb sehen wir uns in der Pflicht, alle
gewaltfreien Mittel zu nutzen, um die ses Proj ekt zu
stoppen . Ge setze und Vorschriften, die nur den rei-
bungslo sen Proj ektablauf schützen, werden wir
nicht b eachten .

Durch Einschüchterungsversuche , mögliche
D emonstrationsverb ote und juristische Verfolgun-
gen lassen wir und nicht ab schrecken .

B ei unseren Aktionen des zivilen Ungehorsams
sind wir gewaltfrei und achten auf die Verhältnis-
mäßigkeit der Mittel . Unabhängig von Meinung
und Funktion respektieren wir unser Gegenüb er.
Insb e sondere ist die Polizei nicht unser Gegner.
B ei polizeilichen M aßnahmen werden wir b eson-
nen und ohne Gewalt handeln .

B ei Einstellung de s B auvorhab ens Stuttgart 2 1
werden wir unsere Blockade- und B ehinderungs-
aktionen sofort beenden . «

B eeindruckend ist auch die Fülle , Vielfalt und
Kre ativität de s Widerstands . Ich kann au s den zahl-
reichen Blumen, die auf dieser Widerstandswie se
blühen, nur einen bunten Strauß zusammenstel-
len, um einen Eindruck davon zu vermitteln .

Kernstück de s Widerstands sind die seit Ende
2 0 09 wö chentlich stattfindenden Montagsde-
monstrationen ñ zunächst am Nordflügel de s
B ahnhofs , der mittlerweile bis auf die Grundmau-
ern abgerissen ist, was die Erbitterung und dem
Zorn immer wieder neue Nahrung gibt, seit dem
Herb st auf der Hauptstraße vor dem Haupteingang
de s B ahnhofs . An die Montagsdemonstrationen
schließen sich häufig Umzüge an, nicht selten ver-
bunden mit Straßenblockaden, die den innerstädti-
schen Verkehr fast völlig lahmlegen . Die meist äu-
ßerst lauten und bunten D emonstrationen wurden
nach dem B eginn der Abrissarb eiten durch einen
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Schweigemarsch aus schwarz gekleideten D e-
monstranten abgelö st, die ein Transp arent mit der
Aufschrift: »E s ist alles gesagt ñ wir schweigen« und
ein große s Portrait des Erb auers des B ahnhofs , Paul
B onatz, vor sich her trugen .

Eine tragende S äule des Widerstands sind die
»Parkschützer« , die vornehmlich für den Erhalt de s
Parks kämpfen . E s gibt vier Kategorien von Park-
schützern, vom einfachen D emonstranten bis zu
B aumb e setzern und Aktivisten, die sich an B äume
ketten, die gefällt werden sollen .

Mit der heißen Phase de s Kampfes b egannen
die »Aktionswo chen« , die nahezu täglich Informati-
onsveranstaltungen, Aktionstrainings , Rechtsb era-
tung, Kulturevents und j eweils am Freitag o der
S amstag zusätzlich zur Montagsdemonstration ei-
ne Massenkundgebung anbieten .

Nicht vergessen werden darf in diesem Zusam-
menhang die »Stuttgarter Klagemauer« , etwa 5 0
Meter B auzaun am Nordflügel, die üb er und üb er
mit B ildern, Karikaturen, Foto s und allerhand Stoff-
tieren geschmückt war und vor der Polizisten stän-
dig eine Kette bildeten, um die B e setzung des Ge-
ländes zu verhindern .

D er » Schwabenstreich« , eine Erfindung de s
Schauspielers Walter Sittler, einer Hauptfigur de s
Widerstands , wird täglich um 1 9 Uhr in der Stadt
und an zahlreichen Orten im Land durchgeführt :
Menschen sammeln sich und veranstalten mit al-
lem, was sie hab en, eine Minute lang einen Höllen-
lärm, der in weiten Teilen der Stadt zu hören ist.

Ziviler Ungehorsam ist ein wichtiger B estand-
teil der Widerstandbewegung. E s wurden B ezugs-
gruppen gebildet, Trainings durchgeführt, ein Er-
mittlungsau sschuss und ein Rechtshilfefonds ein-
gerichtet. E s gab zahlreiche Blo ckaden der Torein-
fahrt für die LKW, die den B au schutt des Nordflü-
gels abtransportieren . Die Polizei hatte alle Hände
voll zu tun, um Blo ckierer wegzutragen, so dass sie
oft auf eine Personalienfeststellung verzichtete .
Hinzu kamen und kommen einige spektakuläre Ak-
tionen, wie beispielsweise die B esetzung de s B ahn-
hofsdaches durch sechs Personen, die den Abriss
einen vollen Tag verzögern konnten, und die B eset-
zung des Abrissb aggers durch vier Aktivisten . Am
6 . Septemb er dröhnten frühmorgens drei Trecker,
einer mit Anhänger, durch die Innenstadt und blo-
ckierten für mehrere Stunden den Zugang zum
B augelände . Die Fahrer waren erst durch die An-
drohung der B eschlagnahme der Fahrzeuge dazu
zu b ewegen, das Feld zu räumen .

Schließlich verdient die konstruktive Seite der
Widerstandsb ewegung eine ausführliche Würdi-
gung . Ich kann sie hier nur streifen . Erwähnt wer-
den sollte in erster Linie das von Fachleuten erar-
beitete Alternativkonzept zu Stuttgart 2 1 , de s wei-
teren zahlreiche Kulturveranstaltungen, wie z . B .
ein Konzert unter freiem Himmel des eigens zu die-
sem Anlass gegründeten B onatz-Quartetts, der
»Bürgerchor« (Sprechchor) des Regisseurs Volker
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Lö sch und ein Open-Air-Konzert im Schlo ssgarten
mit Dvoraks Sinfonie »Au s der Neuen Welt« . Erwäh-
nung verdient auch die Initiative einer Künstlerin,
die drei Dutzend Plakate in die B äume hängte , auf
denen die Portraits bedeutender Personen zu se-
hen waren, die vor zweihundert Jahren gelebt hat-
ten, mit dem Text: Die ser B aum stand schon, als z . B .
Edu ard Mörike in Stuttgart Gedichte schrieb .

Wie geht es weiter?

No ch scheinen B ahnchef Rüdiger Grub e , Minister-
präsident Stefan M appu s und Ob erbürgermeister
Wolfgang Schuster entschlo ssen, das Proj ekt
durchzu setzen . Die Front brö ckelt indes , seit die
SPD , die der CDU/FDP-Lande sregierung nicht an-
gehört, ab er bisher zu den B efürwortern de s Pro-
j ekts gehörte , vorsichtig auf Distanz geht. Sie plä-
diert nun aufgrund einer Initiative Erhard Epplers ,
des großen alten M annes der Partei, für einen
Volksentscheid , zumindest aber für eine Volksb e-
fragung, selb st wenn diese nicht rechtsverbindlich
wäre . Die Bundeskanzlerin Angela Merkel hat in
der Haushaltsdeb atte im Bunde stag zu Stuttgart 2 1
Stellung genommen und mit ungewohnter Ent-
schlo ssenheit die Landtagswahl in B aden-Würt-
temberg zu einem Plebiszit üb er die Zukunft de s
Landes erklärt.

Abschließende Bewertung

Stuttgart 2 1 ist ein Musterb eispiel dafür, was ge-
schieht, wenn der Souverän, das Volk, praktisch
von j eder direkten Mitsprache b ei politischen Ent-
scheidungen ausgeschlo ssen wird . Wohl gab e s
2 0 07 eine Initiative für ein Bürgerb egehren und ei-
nen Bürgerentscheid auf kommunaler Eb ene . Sie
wurde j edoch durch den Ob erbürgermeister Wolf-
gang Schuster au sgeheb elt, als er, während die Un-
terschriftensammlung im Gange war, eine Reihe
von Verträgen für das Proj ekt unterschrieb . Auf
Landeseb ene gibt es zwar theoretisch eine Rege-
lung für den Volksentscheid , das Unterschriften-
quorum ist j edo ch so ho ch ( 1 6 , 6 Prozent aller Wahl-
b erechtigten, ca. 1 , 2 2 Millionen, die innerhalb von
vierzehn Tagen im Amt sein müssen) , dass sie prak-
tisch auf eine Regelung zur Verhinderung von
Volksentscheiden hinausläuft. In dieser Situ ation
hat sich der zivile Ungehorsam meine s Erachtens
zu einem funktionalen Ersatz für das fehlende Ple-
biszit entwickelt. Er wirkt gleichsam als Notbrem-
se , um B e schlüsse der repräsentativen Organe , die
den Willen de s Volkes ñ des verfassungsmäßigen
Souveräns ñ grob missachten, zu annullieren .

Eine persönliche B emerkung zum Schluss . Seit
fünfunddreißig Jahren b emühe ich mich mit ande-
ren, die gewaltfreie Konfliktau stragung in die sem
Land heimisch zu machen, bisher, so schien es ,
ohne großen Erfolg. D as hat sich nun grundlegend
geändert. Vielleicht dürfen wir j etzt die Früchte
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j ahrzentelanger Mühen ernten . Mit Sorge sehe ich
allerdings , dass der »Aktionskonsens« zerbrechen
könnte , wenn die Lande sregierung weiterhin ei-
nen Konfrontationskurs verfolgt.

Ziviler Ungehorsam

D as war der Stand der Ereignisse kurz vor dem 3 0 .
Septemb er 2 0 1 0 , dem »schwarzen D onnerstag« in
der Geschichte des Landes B aden-Württemb erg.
D er letzte S atz des vorigen Ab satze s klingt wie eine
Vorahnung de ssen, was sich kurz darauf ereignen
sollte .

Zunächst j edo ch ein Blick in die Vergangen-
heit. Die Landesregierung von B aden-Württem-
b erg hatte nach den blutigen Au seinandersetzun-
gen um das Atomkraftwerk Wyhl im Jahre 1 975 ein
neue s Konzept für den Umgang mit widerständi-
gen Bürgern entwickelt : die Stuttgarter Linie . Sie
suchte das Ge spräch mit den Vertretern der b a-
disch-elsässischen Bürgerinitiativen und schlo ss
mit ihnen nach langen, zähen Verhandlungen ei-
nen Vertrag, die »Offenburger Vereinb arung« , die
den Bürgerinitiativen erhebliche Zuge ständnisse
machte und wesentlich zur B efriedung der Region
b eitrug. Sensationell war nicht nur der Inhalt der
Vereinb arung, sondern auch die Tatsache , dass
sich Landeregierung und B etreib er mit den Vertre-
tern der Bürgerinitiativen, die den B auplatz des
Kraftwerks widerrechtlich b e setzt hatten und b e-
setzt hielten, an den Verhandlungstisch setzten .

Im Zuge der Massenproteste gegen die Raketen-
stationierung in Mutlangen, Heilbronn und Neu-
Ulm kam es 1 9 8 3 zu einer Fortsetzung de s Dialogs
in Gestalt der »Stuttgarter Gespräche« , an denen
der Lande spolizeipräsident Dr. Alfred Stümper
und weitere B eamte des Innenministeriums auf
der einen Seite und Vertreter von Bürgerinitiativen
und Umweltschutzverb änden auf der anderen Sei-
te sowie Vertreter der Energieversorgungsunter-
nehmen und der Kirchen teilnahmen . Die se Ge-
spräche fanden in der Bro schüre »Üb erlegungen
zur Austragung von Umweltkonflikten« der Ar-
b eitsgemeinschaft für Umweltfragen (AGU) aus
dem Jahre 1 9 8 4 ihren Niederschlag .

Ich war als Vertreter des Bunde sverb andes Bür-
gerinitiativen Umweltschutz (B BU) , einer D achor-
ganisation von Bürgerinitiativen, die in j ener Zeit
eine große Rolle in der Öffentlichkeit spielte , an
diesen Gesprächen und der Ausarb eitung der
»Üb erlegungen« b eteiligt. Kernpunkt dieses Kon-
zepts war der Gewaltverzicht, zu dem sich b eide
Seiten verpflichteten . D as galt sowohl für das Wer-
fen von Steinen, B randflaschen und Feuerwerks-
körpern, das Verschießen von Stahlkugeln mit
Zwillen und dergleichen von Seiten der D emonst-
ranten, als auch für den Einsatz von Wasserwer-
fern, Tränengas bzw. Pfefferspray und Schlagstö-
cken von Seiten der Polizei . Die Gespräche und de-
ren Ergebnis waren in der Friedensb ewegung

höchst umstritten . Ich fand sie sinnvoll, räume aber
ein, dass sie von Anfang an öffentlich hätten ge-
führt werden müssen .

Ich hab e damals versucht, b ei der Polizei und
b eim politischen Gegner Verständnis für die Akti-
onsform des zivilen Ungehorsams als eine s letzten
Mittels des gewaltfreien Widerstands zu wecken .
D as war nicht leicht, da viele Polizisten und Politi-
ker j eden Rechtsbruch als kriminelle Handlung
werteten . Heute ist der zivile Ungehorsam dagegen
weit verbreitet und in der Öffentlichkeit als gewalt-
freie Aktionsmetho de weitgehend anerkannt. Ei-
ner aktuellen Umfrage de s Wissenschaftszentrums
B erlin unter Stuttgart-2 1 -Gegnern zufolge sind 9 0
Prozent der B efragten b ereit, ihre Ziele »auch mit
den Mitteln des zivilen Ungehorsams , zum B eispiel
mit B e setzungen und Blo ckade , zu erreichen« .
(Pre ssemitteilung des WZB vom 2 7. 1 0 . 2 0 1 0)

B ei näherer B etrachtung zeigt sich indes , dass
die Vorstellungen üb er das, was ziviler Ungehor-
sam ist, weit auseinandergehen . D eshalb sei hier
der Versuch einer D efinition gewagt. Unter zivilem
Ungehorsam in der Tradition von Henry D avid
Thoreau , Mahatma Gandhi und M artin Luther King
versteht man die bewu sste Üb ertretung von Ge set-
zen o der ge setze sähnlichen Vorschriften sowie die
Gehorsamsverweigerung gegenüb er polizeilichen
Anweisungen mit dem Ziel, staatliche s Unrecht
o der staatliche Korruption zu b e seitigen . Ziviler
Ungehorsam in diesem Sinne sollte »zivil« , das heißt
offen, dialogb ereit und gewaltfrei sein . D azu ge-
hört auch die B ereitschaft, die für die Ge set-
ze sübertretung o der die Gehorsamsverweigerung
verhängte S anktion klaglo s hinzunehmen . D as gilt
selb stverständlich nicht für die Fälle , in denen das
Prinzip der Verhältnismäßigkeit von Seiten der Po-
lizei grob missachtet wird . Auch ist e s den Unge-
horsamen unb enommen, ihr Handeln vor Gericht
zu b egründen und zu rechtfertigen . Wer zivilen Un-
gehorsam leistet, stellt weder den Rechtsstaat no ch
die D emokratie als Staatsform in Frage . Im Gegen-
teil, den Ungehorsamen geht es um ihre Verb esse-
rung, nicht um ihre Zerstörung. Durch ihre B ereit-
schaft, Nachteile und Strafen hinzunehmen, b e-
kunden sie vielmehr ihren Re spekt vor dem Recht
als solchem und appellieren an die Regierung und
die Parlamente , die angefo chtene Entscheidung
no ch einmal zu üb erdenken . M assenhafter ziviler
Ungehorsam kann die Rücknahme der Entschei-
dung sogar erzwingen . Nach Meinung Gandhis ist
er sogar ein geeignetes Mittel, eine Diktatur, j a
selb st ein totalitäre s Regime zu stürzen .

Allerdings hab en nach meiner B eob achtung
viele Gegner und B efürworter von Stuttgart 2 1 kei-
ne klare Vorstellung davon, was ziviler Ungehor-
sam in dem von mir be schrieb enen Sinn b edeutet.
Viele Gegner des Proj ekts meinen, Straßen- o der
Sitzblo ckaden seien durch die Grundrechte auf
freie Meinungsäußerung und auf freie Versamm-
lung, die zusammen das D emonstrationsrecht bil-
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den, gedeckt. D as ist j edo ch nicht der Fall . Akte de s
zivilen Ungehorsams stellen strafb are Handlungen
dar, die als Ordnungswidrigkeit o der als Straftat ge-
ahndet werden können . B ei den B efürwortern von
Stuttgart 2 1 ist dagegen die Auffassung verbreitet,
j ede rechtswidrige Handlung sei an sich b ereits kri-
minell und moralisch verwerflich. Wer zivilen Un-
gehorsam leiste , »terrorisiere die Bürger und wolle
Politik und Presse einschüchtern« , schreibt b ei-
spielsweise Heinz Walde in einem Leserbrief
(Sonntag Aktuell, 3 1 . 1 0 . 1 0 , S . 6) . »E s ist, wie e s im-
mer ist ñ wenn einem die Argumente ausgehen,
wird zu Gewalt und Terror gegriffen . «

Der schwarze Donnerstag

D och zurück zum schwarzen D onnerstag. B is zu
die sem Tag hatte sich der verantwortliche Polizei-
präsident Siegfried Stumpf wie seine Vorgänger
Ratgeb und Schairer an die »Stuttgarter Linie« ge-
halten . Er schritt selb st dann nicht ein, als D emonst-
ranten wiederholt den Verkehr auf den dem B ahn-
hof b enachb arten Hauptverkehrsstraßen blo ckier-
ten . B ei der Räumung von Sitzblockaden, mit de-
nen der Abriss de s Nordflügels b ehindert, wenn
möglich sogar verhindert werden sollte , gingen die
Polizeib eamten meist b etont höflich vor, wie ich
au s eigener Erfahrung weiß .

Am 3 0 . September vollzog der Polizeipräsident
indes eine Wendung um 1 8 0 Grad . Vermutlich
hoffte er, mit einem Üb erraschungscoup den Park-
schützern zuvorzukommen, die für den Fall eine s
Rodungsb eginns eine Alarmkette eingerichtet hat-
ten . Ursprünglich war der Einsatz wohl für den
Nachmittag des 3 0 . Septemb er geplant, wurde
ab er, nachdem die Parkschützer den Alarm ausge-
lö st hatten, auf den Vormittag vorgezogen . So rück-
ten um 1 0 Uhr morgens 70 0 Polizisten, meist bür-
gerkriegsmäßig au sgerüstete Sondereinheiten au s
He ssen, Nordrhein-Westfalen, B ayern, Rheinland-
Pfalz und B aden-Württemb erg, mit vier Wasser-
werfern und mehreren, mit Hamburger Gittern b e-
ladenen LKW in den Schlo ssgarten vor, um ein Ge-
viert von etwa 5 0 x 5 0 Metern einzuzäunen . Auf die-
sem Gelände sollten die B äume gefällt und ein drei-
stö ckige s Geb äude für das »Wassermanagement«
errichtet werden .

Zufällig fand zur gleichen Zeit in der Nähe eine
angemeldete D emonstration einer Schüler-Organi-
sation, die sich »Jugendoffensive gegen Stuttgart
2 1 « nannte , mit etwa tau send Teilnehmern statt. Als
sie die Alarmmeldung der Parkschützer erreichte ,
eilten sie unverzüglich in den Schlo ssgarten, stell-
ten sich dem Konvoi in den Weg und b esetzten ei-
nen LKW mit Gittern . D a sie der polizeilichen Auf-
forderung, das Fahrzeug zu verlassen, nicht nach-
kamen, wurden sie unter dem Protest der Umste-
henden von Polizisten heruntergeholt. Mittlerwei-
le waren mehrere hundert Parkschützer am Schau-
platz eingetroffen . Sie quittierten die Aufforderung

über Lautsprecher, denn Schlo ssgarten zu verlas-
sen, mit ohrenb etäub endem Lärm . Aus Hilflo sig-
keit, so scheint e s mir, wurde daraufhin der Einsatz
der Wasserwerfer b efohlen . Auch wurde vereinzelt
vom Schlagstock Gebrauch gemacht. Vor allem
ab er wurde reichlich Pfefferspray verspritzt.

Auch mir blieb es nicht ersp art, damit B ekannt-
schaft zu machen . Ich war, nachdem mich der Park-
schützer-Alarm erreicht hatte , in den Schlo ssgarten
geeilt und hatte mich an einer Sitzblo ckade b etei-
ligt. D och statt wie gewöhnlich, von Polizisten hin-
ter eine Sperrkette getragen zu werden, machten
die in ihren schwarzen Uniformen rob oterhaft wir-
kenden vermummten Polizisten unverzüglich von
ihren M achtmitteln Gebrauch . Ich erhielt eine ge-
b allte Ladung Pfefferspray aus nächster Nähe in die
Augen . Zum Glück waren auf unserer Seite S anitä-
ter im Einsatz, die mich mit wiederholten Spülun-
gen von dem höllischen Schmerz b efreiten . Vor-
sorglich ließ ich mir von einer Augenärztin ein At-
te st au sstellen, um im Fall von Sp ätschäden nicht
ohne B eweismittel dazustehen . Im Unterschied zu
den D emonstranten, die schwere Augenverletzun-
gen erlitten, bin ich ohne ernsthafte Blessuren da-
vongekommen . Ein gewaltfreier Aktivist sollte , so
meine ich, von einer Attacke , wie sie mir wider-
fuhr, kein Aufheb ens machen . Sie gehört zu seinem
B erufsrisiko , so wie es zum B erufsrisiko von Poli-
zisten gehört, gelegentlich mit kriminellen Gewalt-
tätern zu tun zu hab en . D as gilt selb stverständlich
nicht für die vier D emonstranten, die b ei die sem
Einsatz schwere Augenverletzungen erlitten . D as
B ild de s Rentners , der sich schützend vor die Ju-
gendlichen stellte und dem der Ho chdruck-Was-
serstrahl b eide Augen zerstörte , so dass ihm das
Blut aus den Augenhöhlen rann, scho ckierte die
ganze Republik. Mit Recht hab en die Schwerver-
letzten Anzeige gegen die Verantwortlichen für
die sen brutalen Polizeieinsatz ge stellt.

Polizeipräsident Stumpf nahm als Einsatzleiter
die ganze Verantwortung auf seine Schultern . D er
Ministerpräsident von B aden-Württemb erg, Stefan
Mappus , stritt j ede Einflussnahme ab . D as glaub en
ihm vermutlich nur blind ergeb ene Anhänger, zu-
mal »D er Spiegel« (4 4/2 0 1 0 , S . 3 2 ) b erichtete , am
Tag vor dem unglücklichen Großeinsatz hab e e s in
der Villa Reitzenstein, dem Sitz der Landesregie-
rung, eine Einsatzbe sprechung gegeb en, an der der

Ministerpräsident, nicht ab er der eigentlich zu-
ständige Innenminister teilgenommen hab e . Ein
von den Grünen und der SPD b eantragter Untersu-
chungsausschuss de s Landtags b emüht wird sich
um Aufklärung. Seine Ergebnisse könnten das An-
sehen der regierenden CDU/FDP-Ko alition, das oh-
nehin durch Stuttgart 2 1 gelitten hat, weiter b e-
schädigen und ihren Sieg bei den Landtagwahlen
am 2 7. März 2 0 1 1 gefährden .

B emerkenswert ist, dass sich die Gegner de s
Proj ekts bisher nicht zu Gewalttaten hab en provo-
zieren lassen . Selb st die am Tag darauf im Schlo ss-
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garten abgehaltetene Kundgebung mit mehreren
zehntausend Teilnehmern blieb friedlich, obwohl
sie in unmittelb arer Nähe zum Ort des Geschehens
stattfand . Die Versuche , den D emonstranten ge-
walttätige Provokationen zu unterstellen, erwie-
sen sich als unhaltb ar. Die Pflastersteine , die angeb-
lich geworfen wurden, erwie sen sich b ei Lichte b e-
sehen als Kastanien . Selb st wenn vereinzelt Feuer-
werkskörper geflogen sein sollten, ist das kein au s-
reichender Grund für den brutalen Einsatz , zumal
nicht ausgeschlo ssen werden kann, dass e s sich da-
b ei um einge schleuste Provokateure handelte .

D er Schock, den der Polizeieinsatz am schwar-
zen D onnerstag in der Öffentlichkeit auslö ste , ver-
anlasste die Landesregierung, Schlichtungsge-
sprächen unter Leitung des erfahrenen Schlichters
Heiner Geißler, zuzustimmen . Die Lö sung des Kon-
flikts durch einen Schlichterspruch, dem b eide Sei-
ten zustimmen, ist j edoch äußerst unwahrschein-
lich, da der Konflikt im Unterschied zum Tarifkon-
flikt nicht kompromissfähig ist. B ei S 2 1 und K 2 1
gibt e s letzten Endes nur ein Entweder-O der: Ent-
weder geht der B ahnhof unter die Erde , o der er
bleibt ob en, wie die Gegner de s Proj ekts nicht mü-
de werden, in Sprechchören zu fordern . Auch ein
Volksentscheid , wie von der SPD favorisiert, wird
vermutlich keine Lö sung bringen, da die gesetzli-
chen Vorau ssetzungen dafür erst ge schaffen wer-
den mü ssten .

So richten sich denn die Hoffnungen der Geg-
ner de s Proj ekts auf die Landtagswahl im März
2 0 1 1 . In der Tat ergeb en die Umfragen derzeit rech-
nerisch eine Mehrheit für eine grün-rote Ko alition .
D ass sie sich ab er in eine Mehrheit an der Wahlurne
umsetzen lässt, ist extrem unwahrscheinlich, da ei-
ne einzelne S achfrage nur in seltenen Fällen wahl-
entscheidend ist. Sollte die Unzufriedenheit der
Wähler mit der Landes- und der Bunde spolitik bis
dahin allerdings dramatisch zunehmen, ist eine
»D enkzettelwahl« nicht au sge schlo ssen .

Resumee

D er weitere Verlauf des Konflikts bleibt sp annend .
B ahn, Stadt, Land und Bund sind entschlo ssen, das
Proj ekt Stuttgart 2 1 durchzusetzen, zumal die Bun-
de skanzlerin in einer Bunde stagsdeb atte die Land-

tagswahl zu einem Plebizit üb er Stuttgart 2 1 und
die Zukunft de s Lande s B aden-Württemb erg au sge-
rufen hat. Die Gegner de s Proj ekts sind j edo ch
nicht weniger entschlo ssen, e s zu verhindern . Ei-
nes kann man ab er schon j etzt mit Gewissheit sa-
gen : Selb st wenn Staat und Wirtschaft ein Proj ekt
mit aller Macht durchsetzen wollen, werden sie am
gewaltfreien Widerstand der b etroffenen B evölke-
rung scheitern, vorausgesetzt ñ und diese B edin-
gung ist entscheidend ñ sie ist b ereit, den Preis zu
b ezahlen, den gewaltfreier Widerstand nun mal
ko stet.

Nach dem Schlichterspruch

Mittlerweile kennen wir den Schlichterspruch, mit
dem Heiner Geißler den »Faktencheck« abge-
schlo ssen hat. Wie ist das Verfahren und sein Ergeb-
nis zu b ewerten? ñ Ich b ewerte b eide s , trotz man-
cher Einschränkung, üb erwiegend po sitiv. D as
Verfahren sollte bei ähnlich ko stspieligen und um-
strittenen Proj ekten Schule machen . In Stuttgart
krankte es allerdings von Anbeginn daran, dass e s
zu sp ät kam . Zehn Jahre früher und S 2 1 wäre sang-
und klanglo s in der Versenkung verschwunden,
selb st wenn der gesellschaftliche Wandel, der eine
gewichtige Ursache für den gewaltfreien Aufstand
ist, damals no ch keine so große Rolle spielte . D as
Proj ekt wäre am Missverhältnis zwischen Ko sten
und Nutzen ge scheitert. D er Schlichterspruch
trägt der Tatsache Rechnung, dass die Eigendyna-
mik des Proj ekts und die dahinter stehenden ge sell-
schaftlichen Kräfte viel zu stark sind , um dem
Schlichter ein ablehnende s Votum zu erlauben .

Nun heißt e s : Ring frei für die nächste Runde in
der Auseinandersetzung ! Gehen wir, die Gegner,
ge stärkt o der ge schwächt in diese Runde ? Schwer
zu sagen . Mein persönlicher Eindruck: gestärkt. Ob
das zutrifft, kann j edo ch nur die Zukunft zeigen .

Der Friedensforscher und ñaktivist Dr. Wolfga ng
Sternstein ist Mitglied des Versöh n ungsbundes
und lebt in Stuttgart. Der Text wurde im Herbst
201 0 vor A bschluss der Schlich tung verfasst und
vo n Wolfgang Sternstein danach um den letzten
A bsch n itt ergänzt.
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